
09.05.2018

Übernahme von Schmerzensgeld-
ansprüchen der Beamtinnen oder 
Beamten durch den Dienstherrn

Die Zahl der im Dienst angegriffenen und verletzten Beamten ist nach wie
vor besorgniserregend hoch. Ein guter Teil der Beamten setzt deshalb ge-
gen dingfest gemachte Gewalttäter erfolgreich Schmerzensgeldansprüche
durch, sei es im strafrechtlichen Adhäsionsverfahren oder auf dem Zivil-
rechtsweg. Die Beamten erhalten dafür leider immer noch keinen dienstli-
chen Rechtsschutz, sondern müssen die Ansprüche selbst erstreiten.

Aus diesem Grund hat die GdP im Dezember 2015 den Innenminister an-
geschrieben und gebeten, sich für eine gesetzliche Lösung zu diesem Pro-
blem einzusetzen. Mittlerweile hat der Landtag im Landesbeamtengesetz 
den § 83a „Erfüllungsübernahme von Schmerzensgeldansprüchen“ einge-
fügt.

Danach kann der Dienstherr auf Antrag, das rechtskräftig festgestellte 
Schmerzensgeld übernehmen. Der Beamte muss wegen eines tätlichen 
rechtswidrigen Angriffs, den er in Ausübung des Dienstes oder außerhalb 
des Dienstes wegen der Eigenschaft als Beamter erleidet, einen solchen 
Anspruch rechtskräftig erstritten haben und die Vollstreckung über einen 
Betrag von mindestens 250 € muss erfolglos geblieben sein. 

Die GdP begrüßt ausdrücklich die Einfügung dieser Regelung und dankt 
dem Minister für sein Engagement in dieser Sache.

Gleichzeitig bittet die GdP den Minister, die notwendigen Regelungen er-
arbeiten zu lassen und die Kolleginnen und Kollegen darüber zu informie-
ren. 

Den Text des § 83a LBG „Erfüllungsübernahme von Schmerzensgeldan-
sprüchen“ findet ihr auf der Homepage der GdP Sachsen-Anhalt.


